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“The bibliography on the Peira is imposing", schrieb Nikos Oikono- 
mides vor etwa zwanzig Jahren in einem Aufsatz, in dem er den For- 
schungsstand umriß und weiter vorantrieb!. Mustert man die Literatur 
genauer, so ergibt sich freilich ein sehr ungleichmäßiger Befund: Einer 
relativ geringen Anzahl von Kapiteln, die bereits mehrfach behandelt oder 
wenigstens als „Beleg“ angeführt worden sind, stehen sehr viele gegenüber, 
die nur ein- oder zweimal auftauchen; nicht wenige Kapitel haben noch 
nie Eingang in die Sekundärliteratur gefunden. Dieses Ungleichgewicht 
hat gute und weniger gute Gründe. Als guter Grund kann gelten, daB man- 
che Kapitel informationsreicher sind als andere. Zu den weniger guten 
Gründen gehórt nicht nur das Fehlen einer heutigen Ansprüchen genü- 
genden kritischen Edition? Ohne vollständige Übersetzung in (mindes- 
tens) eine der weiter verbreiteten modernen Sprachen und ohne eine fort- 
laufende Kommentierung wird sich gerade ein Text wie die Peira kaum 
adäquat erschließen lassen. 

Als Specimen werden Übersetzung und Kommentar des Titels 51 der 
Peira vorgelegt. Der Titel handelt „von Richtern“, also von derjenigen Per- 
sonengruppe, zu der Eustathios Rhomaios, der Heros der Peira, gehörte. 
Dieses Specimen ist insofern vorläufig, als noch nicht der gesamte Text 
der Peira mit derselben Intensität durchgearbeitet worden ist. Übersetzung 


1. N. OIKONOMIDES, «The “Peira” of Eustathios Romaios: an Abortive Attempt 
to Innovate in Byzantine Law», FM VII, 169-192 (169°), nachgedruckt in: N. OIKO- 
NOMIDES, Byzantium from the Ninth Century to the Fourth Crusade, Aldershot 1992 
(Nr. XII). 

2. Die Ausgabe von C. E. ZACHARIAE A LINGENTHAL, Practica ex actis Eustathii 
Romani (Jus Graeco-Romanum I), Leipzig 1856 (Ndr. in: IGR IV, 7-260) leidet 
bekanntlich vor allem darunter, daß ZACHARIA den codex unicus (Laur. 80.6) nur 
flüchtig einsehen konnte, sich im übrigen auf eine ihm überlassene Abschrift verlassen 
mußte. 
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und Kommentierung werden kapitelweise präsentiert; lediglich zu den 
Kapiteln 11-15 wird der Kommentar zusammengefaDt, und bei den 
Kapiteln 20, 27 und 32 erübrigt sich ein Kommentar. Allfállige textkri- 
tische Notizen werden jeweils vorab prásentiert. Sie beanspruchen nicht, 
einen textkritischen Apparat vollstándig zu ersetzen; insbesondere werden 
von Zachariä oder seinem Gewährsmann stillschweigend vorgenommene 
Korrekturen, soweit sie geringfügig und zweifelsfrei berechtigt sind, nicht 
erwähnt. Wörtliche oder Wörtlichkeit prätendierende Gesetzeszitate wer- 
den kursiv gedruckt und gleich im Anschluß identifiziert. Rang- und 
Amtstitel werden in der Regel nicht erläutert; stattdessen sei hier generell 
auf die einschlägigen - in der Mehrzahl von Nikos Oikonomides verfaßten 
- Artikel in The Oxford Dictionary of Byzantium (New York/Oxford 
1991) verwiesen. Was die Sekundärliteratur betrifft, werden nur solche 
Arbeiten angeführt, die zu Textkritik, Kommentierung oder Interpreta- 
tion beitragen, nicht hingegen solche, die die Peira lediglich als Quelle 
(rechts)historischer Informationen verwenden’. 


* 


51.1 Wenn das Gesetz sagt, daß der Vater dem Sohn und der Sohn 
dem Vater Recht sprechen darf, so muß man das auf gewaltfreie Söhne 
beziehen; denn für gewaltunterworfene gilt das nicht, wo der Vater, weil 
der Sohn unter seiner Gewalt steht, selbst den Vorteil hätte. Es ergäbe sich 
dann námlich ein Widerspruch zweier Gesetze; denn ein anderes lautet: 
Niemand darf sich selbst Recht sprechen. Das also bedeutet die Vorschrift, 
daß weder ein Vater noch ein Sohn, noch ein Dienstherr in Sachen seines 
Lohnknechts, soweit die Vermutung besteht, daß er durch das Urteil selbst 
einen Vorteil hátte, Recht sprechen darf. Darüber hinaus darf auch der 
gewaltfreie Sohn, wenn er von seinem Vater zum Erben eingesetzt worden 
ist, dem Vater nicht Recht sprechen; denn das ist so, als ob er sich selbst 
Recht spráche. 


3. Zur letzteren Kategorie gehören vor allem K. E. ZACHARIÄ VON LINGENTHAL, 
Geschichte des griechisch-rómischen Rechts, Berlin 31892 (Ndr. Aalen 1962), hier ins- 
besondere das sechste Buch über den „Process“, sowie HELEN SARADI, «The Byzantine 
Tribunals: Problems in the Application of Justice and State Policy», REB 53 (1995) 
165-204 (187£.). 
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Textkritik: Zu Beginn des zweiten Teils (toŭðto oUv xTA.) ist der Ar- 
tikel vor natne von Zachariä oder seinem Gewährsmann wohl nur verse- 
hentlich hinzugefügt worden. 

Kommentar: Das Kapitel lóst den Scheinwiderspruch zwischen B. 
7.5.70 (D. 5.1.77) und B. 7.3.32 (C. 3.5.1) durch eine Distinktion auf. Zum 
letzten Satz vergleiche B. 7.5.17 (D. 5.1.17). 

51.2 Wenn es heißt, daß bei Zivilprozessen die Dreijahresfrist ausge- 
schópft werden darf, so gilt das nicht zugunsten der Prozessierenden in 
dem Sinn, daß die Parteien die Sache über drei Jahre hin verzögern dürf- 
ten und ihre Argumente nicht vorzulegen brauchten, sondern die Rege- 
lung wurde der Richter wegen eingeführt. Sofern der Prozeß nämlich etwa 
schwierig ist, dürfen die Richter mit der Urteilsfindung die Dreijahres- 
frist ausschópfen. Überschreiten dürfen sie diese jedoch nicht, kónnen da- 
gegen die Entscheidung auch schon innerhalb der Frist fállen. Denn was 
zu jemandes Gunsten eingeführt worden ist, darf nicht zu seinen Unguns- 
ten ausgelegt werden (B.2.1.35 [D.1.3.35]). 

Textkritik: Die Edition weist zwei Versehen auf: In der ersten Zeile 
ist nach yonpatıxõv das Substantiv óvxàv ausgefallen, und Zachariäs 
textkritische Anmerkung ist zu streichen. 

Kommentar: Aus der Sicht moderner Erfahrung einer bürokratisch 
organisierten Justiz und eines als Herr des Verfahrens agierenden Richters 
erscheint das Problem des Kapitels, das als Auslegung von B. 7.6.13 (C. 
3.1.13) auftritt, nahezu unverstándlich. Schlaglichter auf die byzantini- 
schen Verhältnisse werfen zahlreiche Reskripte und Novellen des 11. und 
12. Jahrhunderts, mit denen die Kaiser von Michael VII. Dukas bis zu 
Manuel I. Komnenos die - nicht immer und ausschließlich durch die Par- 
teien zu vertretende - Prozeßverschleppung zu bekämpfen versucht haben 
(Dölger/Wirth, Regg. 1004, 1113, 1123a, 1133, 1153q, 1168c, 1465 und 
1466; zu den beiden letztgenannten Novellen siehe Macrides 1984, 172- 
190). - Bemerkenswert ist die das Kapitel beschlieBende Rechtsregel, die 
den zügigen Abschluß von Prozessen als eine Vergünstigung für die Rich- 
ter erscheinen läßt. 

51.3 Wenn ein Gesetz einem Geschäft entgegensteht, ist das Gesche- 
hen, mag. es auch noch so gerechtfertigt erscheinen, vor Gericht nicht ak- 
zeptabel. Zum Beispiel verbietet ein Gesetz, dem noch nicht 25-jährigen 
Minderjährigen Vermögen zu übergeben oder anzuvertrauen. Wenn nun 
ein Vormund einem Minderjährigen am 24. Tag des 12. Monats von des- 
sen 25. Lebensjahr Vermögen in die Hand gibt und der Minderjährige die- 
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ses verbraucht, so wird ihm diesethalben Wiedereinsetzung gewährt. 
Gleichwohl ist es nicht wahrscheinlich, daß der Minderjährige durch Ab- 
lauf der an seiner Volljährigkeit fehlenden sechs Tage verständiger würde. 
Wenn der Minderjährige sein 25. Lebensjahr nämlich vollendet hätte, wä- 
re ihm das Vermögen rechtmäßig anvertraut worden. Überall also, wo es 
ein bestimmtes Gesetz gibt, muß man dieses beachten; und was dagegen 
geschieht, gilt nicht, mag es auch noch so gerechtfertigt erscheinen. 

Textkritik: In leicht abweichender Textfassung ist das Kapitel auch 
in Armenopulos’ Hexabiblos enthalten (1.1.24). Der auffälligste Unter- 
schied besteht darin, daß dort der Satz ei yào - tà neäyuata nicht vor- 
handen ist. In der Sache ist dieser Satz trivial, seine kausale Anknüpfung 
streng genommen nicht korrekt. Ob Armenopulos ihn deshalb gestrichen 
hat oder ob er von einem Kopisten der Peira hinzugefügt worden ist, muß 
vorläufig offenbleiben. Ähnlich ambivalent erscheint das Fehlen der Wör- 
ter N xateunıotedeodaı in der Hexabiblos. Im codex Laurentianus ist 
nach dem mir vorliegenden Mikrofilm übrigens xataurıoteveodar (ap 
nach wenig sorgfältiger Korrektur) zu lesen. Vorbehaltlich einer Über- 
prüfung an der Handschrift sollte man von der Übernahme der Konjek- 
tur(?) xatsunıotevVeodaı Abstand nehmen, zumal da im weiteren Verlauf 
des Kapitels - in der bei Armenopulos fehlenden Passage - einfach práfi- 
giertes xatexioteó0n begegnet. - Die von Zachariä (aufgrund der Hexa- 
biblos?) vorgenommene Einfügung des Artikels vor à&qmuxa verbessert 
den Text; die von Weiß 1973, 128'*', vorgeschlagene Einfügung von àv 
vor KATENLOTEVUHN ist hyperkorrekt. 

Kommentar: Eine deutsche Übersetzung dieses Kapitels hat bereits 
Weiß 1973, 127f., vorgelegt. — Das Kapitel formuliert das Credo der Bin- 
dung des Richters an das Gesetz und erláutert es am Beispiel der Volljáhrig- 
keit. Sedes materiae ist der vierte Titel des zehnten Buchs der Basiliken. 

51.4 Als bonae fidei iudicia werden jene bezeichnet, die aus Verein- 
barungen entstehen, wie Kauf und Verkauf, pacta, Mieten und ähnliche. 

Textkritik: In der Handschrift steht gut klassisches ovviováópeva. 

Kommentar: Das Kapitel verdankt seine Aufnahme in den Titel über 
Richter wohl dem Terminus xaAfj nioteı óv«aotrjowa, der üblichen Lehn- 
übersetzung für bonae fidei iudicia - eine Bezeichnung, die ihrerseits die 
Genese des römischen Privatrechts aus den Prozeßformeln reflektiert. Zur 
Aufzählung vgl. zum Beispiel Theophilos’ Institutionenparaphrase 4.6.28. 

51.5 Auch vor dem (regulären) Abschluß eines Prozesses muß ein Ur- 
teil ergehen, wenn der Beklagte andauernd abwesend ist. Und zwar sagte 
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der Magistros: Da doch dem Prozessierenden die Móglichkeit der Beru- 
fung bleibt, warum bleibt er dann dem Prozef fern? Denn die Berufung 
steht ihm doch in jedem Fall offen. Jedoch verurteilte er den, der seine Sa- 
che nicht bis zum Abschluß des Prozesses führen wollte, nicht ohne weite- 
res, sondern setzte eine Frist für das Auftreten, nach deren Ablauf er, 
wenn der Beklagte nicht erschienen sei, den Prozeß durch Endurteil ab- 
schließen werde. 

Textkritik: Aus Armenopulos’ Hexabiblos 1.4.19-20 ergibt sich, daß 
das vorliegende Kapitel in einer anderen Version der Peira mit P.33.1 ver- 
bunden und in Titel 31 lokalisiert war, wobei die beiden Überlieferungen 
nicht nur an der Nahtstelle leicht voneinander abweichen. Eine Behand- 
lung des literatur- und textgeschichtlichen Problems der in der Hexabiblos 
enthaltenen ġwpaïxù TOD nayiotpov würde den Rahmen des vorliegenden 
Beitrags sprengen. Hinzuweisen ist an dieser Stelle lediglich auf zwei 
Punkte: Zachariä hat im ersten Satz, dem „Leitsatz”, von P.51.5 das Wort 
ó6(xac in xavaó(xac verbessert, obwohl ihm zumindest Indizien dafür vor- 
gelegen haben, daß die Lesart ó(xag auch in der Hexabiblostradition be- 
gegnet. Eine Überprüfung an 20 Hexabiblos-Handschriften des 14. und 15. 
Jahrhunderts hat ergeben, daß die Lesart xavaóíxag zwar deutlich häufi- 
ger, die Lesart ó(xac aber immerhin mehrfach überliefert ist. Da aber Ko- 
inzidenz ebenso unwahrscheinlich ist wie Kontamination, muB man wohl 
annehmen, daß ó(xac die ursprüngliche Lesart ist, zumal sie auch als lec- 
tio difficilior gelten kann. Überdies findet sich ein weiterer Beleg im Scho- 
lion V 4 ad B.8.2.98 (BS 162/20), wo von einer &&evexdeioa ó(xn die Rede 
ist. Merkwürdigerweise hat sich Zachariä dagegen an der am Ende des 
Kapitels begegnenden Formulierung auToTeAT, tijv inny Enepeoev offen- 
bar nicht gestórt, obwohl die Hexabiblos-Überlieferung hier einhellig 
AVTOTEAN vv xavaó(xqv Erınveyxev bietet und die Wendung Öixnv 
énwpéosgw tivi üblicherweise „jemanden verklagen“ bedeutet; für die Auf- 
nahme von xataöixnv in den Peiratext hat sich bereits Matses 1959, 362, 
ausgesprochen. 

Kommentar: In der Sache fällt auf, daß das Peirakapitel nur von der 
Setzung einer einzigen, nicht bezeichneten Frist spricht, während das Ver- 
säumnisurteil regulär drei sukzessive Ladungen erfordert; siehe dazu Za- 
charıä 1892, 393 mit Anm. 433. 

51.6 Wenn von einem der Vertreter des Kaisers ein Prozeß an einen 
Richter delegiert wird, so hat dieser Richter nicht die Befugnis, die Partei 
freizusprechen oder zu verurteilen, sondern nimmt lediglich die Stellung 
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eines Ermittlers ein. Wenn ferner die vor ihm unterlegene Partei in die 
Berufung geht, so darf die Berufung nicht bei dem Ermittler, sondern muß 
bei demjenigen, der ihm den Prozeß übertragen hat, eingelegt werden. So 
Buch 7, Titel 1, Kapitel 1 und 3. 

Textkritik: Anstelle von àvtutpooozxóvtvov steht im codex unicus 
richtig -NPOOWNOUVTWY. 

Kommentar: Unter den avuneoownodvtes và Baoıkei sind hier wohl 
diejenigen Magistrate zu verstehen, deren Amt mit Jurisdiktion verbunden 
war; zu diesen siehe Macrides 1994, wo allerdings das 12. Jhdt. fokussiert 
wird. Die Übersetzung des in Kap. 10 noch einmal auftretenden Wortes 
ðayvópwv mit „Ermittler“ ist - ähnlich wie die von Simon 1984, 353, ge- 
wählte Wiedergabe mit „Erkenner“ - eine Verlegenheitslósung. Die gelegent- 
lich mögliche Übersetzung mit „Schiedsrichter“ verbietet sich hier jedoch, 
da im vorliegenden Zusammenhang insbesondere die für die Schiedsge- 
richtsbarkeit konstitutive Freiwilligkeit nicht gegeben ist. Vielmehr ergibt 
sich aus Kap. 10, daß Sıayvouwv hier den „Niederrichter“ (xanaıudimaorng / 
iudex pedaneus) meint. In B. 7.1.1 und 3 (C. 1.51.3 und N. 60.2) ist von den 
oUunovoı (Mitarbeitern) bzw. näpedpoı (Beisitzern) der üpxovtes die Rede, 
aus deren Reihen die Niederrichter vermutlich rekrutiert wurden. 

51.7 Zwischen sömateion (owuateiov) und systema (oúotnua) be- 
steht ein Unterschied; sömateion nämlich bezeichnet jedes Gewerbe, das 
mit handwerklicher Tätigkeit verbunden ist, wie z. B. das der Schuster 
und der Färber, systéma dagegen dasjenige, das nicht mit handwerklicher 
Tätigkeit verbunden ist, z. B. das der Bindenhändler, Seidenhändler und 
der übrigen, die selbst nicht manuell arbeiten. Lies Buch 8, Titel 2. 

Kommentar: Für diese distinktiven Definitionen von owpaTteiov 
(corpus) und oVotnua (collegium) scheint es weder im Eparchenbuch (vgl. 
Stóckle 1911, 10f.; Kazdan 1953, 137; Sjuzjumov 1962, 99f.; Schreiner 
1989, 46; Koder 1991, 67!') noch anderweitig einen Beleg zu geben - schon 
gar nicht in „Buch 8, Titel 2“ (B. 8.1.101 [D. 3.4.1], scil.). Das Wort oopga- 
tetov kommt im Eparchenbuch nur in der Überschrift vor, im Text ist 
ausschließlich von ovotüjuaxa die Rede; von den in der Peira genannten 
Gruppen tauchen dort allerdings auch nur die Bindenhändler (noavöıo- 
xoãtar) auf (5.1 in fine). - Das Kapitel ist vielleicht deshalb im Titel über 
Richter untergebracht, weil die zugrundeliegenden Erórterungen ur- 
sprünglich im Kontext von Zuständigkeitsfragen standen. 

51.8 Nach dem Urteil darf man keine neuen Beweismittel vorlegen, es 
sei denn etwa in einer öffentlichen Angelegenheit. Buch 9, Titel 3, Kapitel 34. 
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Kommentar: Gegenüber der Vorlage (B. 9.3.35* [D. 42.1.35]) ist der 
ordo simplex hergestellt. 

51.9 Die Stadt (Konstantins, scil.) wird mit einem Radius von 100 
Meilen definiert. Dies sei, sagte der Patrikios, Roms wegen so festgelegt 
worden, weil die außerhalb Wohnenden der Bezeichnung „Bürger“ zu- 
náchst nicht gewürdigt gewesen seien und der Senat daher gesetzlich fest- 
gelegt habe, daß die bis zu einem Radius von 100 Meilen außerhalb der 
(eigentlichen) Stadt Wohnenden Bürger genannt werden sollten. Dies aber 
ist auch jetzt geschehen. Die Landbewohner nämlich, die in einem Um- 
kreis von 100 Meilen außerhalb der Stadt wohnen, verkaufen und kaufen 
und haben (dabei) nicht dieselben Vorrechte, welche die außerhalb der 100 
Meilen Wohnenden haben. Allerdings ist das durch die Novelle des Kaisers 
Herrn Basileios aufgehoben worden, welche sagt, da jeder Landbewoh- 
ner, der sein Eigentum an einen Mächtigen verkauft, dieses unentgeltlich 
zurückerhalten kann. - Lies Buch 6, Titel 22 und Buch 7, Titel 1. 

Kommentar: Historischer Kern des ersten Teils dieses Kapitels ist die 
Ausdehnung der Amtsgewalt des praefectus urbi von Rom bis zum hun- 
dertsten Meilenstein, die nach herrschender Meinung (vgl. Sachers 1954, 
2532f.) aber gerade nicht auf Konstantinopel übertragen worden war. 
Welche Quellen Eustathios neben B. 6.4(!).2 (D. 1.12.1 - insbesondere pr. 
und $ 4) zur Verfügung standen, läßt sich nicht ermitteln. B. 7.1 ist nicht 
einschlägig; anders als Zachariä in einer Apparatnotiz vorgeschlagen hat- 
te, bezieht sich nur dieser zweite Verweis móglicherweise auf das folgende 
Kapitel, obwohl er dort wiederholt wird. Bei der am Ende des Kapitels 
genannten Novelle handelt es sich um das Gesetz von Basileios II. aus dem 
Jahre 996 (Dölger/Müller, Reg. 783; siehe dazu jetzt Schminck 2005, 303- 
306). — Die Interpretation des Peira-Kapitels bei Litavrin 1977, 115, ist - 
ganz abgesehen von einem Druckversehen (10 statt 100) - durch den Text 
nicht gedeckt. 

51.10 Als Niederrichter wird der von einem amtierenden Provinz- 
gouverneur für einen Prozeß eingesetzte Ermittler bezeichnet, der weder 
selbst Richter noch vom Kaiser eingesetzt ist; so Buch 7, Titel 1. Und zwar 
entschied (so) der Magistros bei einem Prozeß, der im Stenon gegen den 
Metropoliten von Melitene angestrengt worden war, ebenso bei einem 
Prozeß vor dem Domestikos Marinos. 


4. Im Testimonienapparat der Groninger Basilikenausgabe ist versehentlich 
„Pira XLI, 8" notiert. 
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Textkritik: Anstelle von Ex ne@tov steht im codex unicus richtig 
ENTTEATOV (< éuxoáxtov). Der Beginn des zweiten Satzes ist anstößig; in 
vergleichbaren Fällen heißt es gewöhnlich xoi ovo oder xoi 1obto. An- 
stoß erregt auch der Schluß des Kapitels. 

Kommentar: Das Wort xaparðıxaotýg fällt in B. 7.1.3 (N. 60.2); zur 
Bedeutung von ðayvópwv siehe den Kommentar zu Kapitel 6. - Als Ste- 
non bezeichneten die Byzantiner (neben Gebirgspässen vor allem) die 
Meerengen an den beiden Ausgängen des Marmarameers, also Bosporos 
und Hellespontos (Dardanellen) sowie die angrenzenden Landregionen 
(vgl. Amantos 1928). 

51.11 In Füllen von Unklarheit wühlen wir das Geringere (B. 2.3.9 [D. 
50.17.9]), weil ein Gesetz befiehlt, in Fállen von Unklarheit das Geringere 
zu wáhlen. Das Geringere aber ist das, was nicht zu einer Forderung führt. 

51.12 Aus einer unklaren Lage soll der Kläger nichts? erhalten, weil 
auch das Gesetz sagt: Im Falle einer Unklarheit soll man eher die Forde- 
rung als den zusätzlichen Gewinn begünstigen (B. 2.3.41.1 [D. 50.17.41.1]), 
und: In strittigen Fällen entscheiden wir uns für das Wohlwollende (B. 
2.3.192.1 [D. 50.17.192.1]). 

51.13 Das Ausgesprochene schadet, nicht hingegen das nicht Ausge- 
sprochene (vgl. B. 2.3.195 [D. 50.17.195]); und: Das Unverständliche wird 
als nicht geschrieben betrachtet (vgl. B. 2.3.73.3 (D. 50.17.73.3]). 

Textkritik: Im codex Laurentianus steht vondnvaı, was keiner Be- 
richtigung bedarf. 

51.14 Niemandem schadet das, was weder in eine Stipulation einge- 
bracht noch schlicht versprochen worden ist. 

51.15 Das Gesetz sagt: Wir müssen, wenn sich eine Gelegenheit er- 
gibt, eher bereit sein, die Klage abzuweisen, um dem Beklagten die Befrei- 
ung (von der Verbindlichkeit) zukommen zu lassen (B. 52.1.46 [D. 
44.7.47 ]). 

Kommentar: Die Kapitel 11-15 präsentieren sieben einander ähnliche 
Rechtsregeln, die wohl deshalb im Titel „über Richter" untergebracht sind, 
weil sie - explizit oder implizit - erst im Streitfall relevant werden. Daß 
sie alle aus den Akten ein und desselben Falles stammen, móchte man 
nicht annehmen. — Die tautologische Formulierung der Kapitel 11 und 12 
wirkt befremdlich, ist aber ein für die Peira typisches Phänomen, vgl. nur 


5. GKINES 1958, 257, hat oùôè zu Recht in oVö£v korrigiert. 
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unten Kapitel 17. - In den Kapiteln 12 und 15 ist der Basilikentext leicht, 
in Kapitel 13 stark retuschiert. 

51.16 Buch 7, Titel 1, letztes Kapitel, Novelle 125. Es gibt ein Gesetz, 
nach welchem bei Meinungsverschiedenheiten unter den Richtern jeder 
von ihnen sein eigenes Votum abgeben soll. Und ein anderes Gesetz be- 
stimmt: Das Votum der Mehrzahl gilt. Von diesen beiden Gesetzen also 
behauptete Ophrydas in einer Entscheidungsbegründung, sie schienen 
oder seien gar widersprüchlich, und das eine, nach welchem das Votum 
der Mehrzahl gilt, sei ein altes Gesetz und stamme aus den Digesten, das 
andere aber, welches jeden zur Abgabe des eigenen Votums nótige, sei 
jünger und hebe das frühere auf. Der äußerst gesetzeskundige und weise 
Magistros jedoch erläuterte auf meine Frage hin, Ophrydas habe seine 
Entscheidung in dieser Hinsicht nicht richtig begründet, denn nichts von 
dem, was in den Basiliken stehe, sei aufgehoben, sondern die beiden vor- 
erwähnten Gesetze gälten je nach den Umständen des jeweiligen Falles. 
Wenn nämlich z. B. zehn Richter in einem Verfahren verschiedener Mei- 
nung sind und sechs sich für das eine Urteil aussprechen, die übrigen vier 
aber einem anderen Votum zuneigen, so sind alle gehalten zu votieren und 
ein schriftliches Votum vorzulegen. Und dann ist das Votum der sechs 
stärker und gilt. Das bedeutet nicht, daß es einer Berufung nicht unterlä- 
ge; vielmehr muß durch die Berufung (gegebenenfalls) überprüft werden, 
ob es - angesichts des Widerspruchs der übrigen vier Richter - wohlbe- 
gründet ergangen ist oder nicht. Deswegen also heißt es, daß das Votum 
der Mehrheit gilt, weil nicht die von den vier gelieferte Begründung über- 
prüft wird, sondern jene von den sechs Richtern stammende bei Vorliegen 
von Unerfahrenheit, Unwissenheit oder Unkenntnis durch die Berufung 
berichtigt wird. Und sofern sie richtig entschieden haben, bleibt ihr Vo- 
tum in Kraft, sofern sie hingegen eine Partei zu Unrecht haben verlieren 
lassen, wird es durch die Berufung berichtigt. Ich sagte: Gesetzt den Fall, 
es ergeht ein Votum seitens der sechs Richter und wird der einen Partei 
ausgehändigt, eine andere Entscheidung ergeht durch die vier Richter und 
wird der anderen Partei ausgehändigt, und keine der beiden Parteien geht 
in die Berufung, sondern die Berufungsfrist (gegen beide Entscheidungen) 
verstreicht - was geschieht dann? Welche der beiden Entscheidungen tritt 
in Kraft? Und der Magistros sagte, das Votum der sechs Männer sei stär- 
ker, das der vier dagegen habe wegen des Ablaufs der Berufungsfrist kei- 
nerlei Wirkung. In dieser Weise also erklärte er, daß beide Gesetze gelten 
und keinerlei Widerspruch zwischen ihnen besteht. 


14 Ludwig Burgmann 


Textkritik: Das Kapitel ist auch im codex Monacensis 380, p. 6, 
überliefert, der etwa ein Dutzend über reine Orthographica hinausgehende 
Varianten bietet, die in der Mehrzahl kaum diskutabel sind. Zachariaes 
Korrektur von 6vxactuxóv in 6vxacvóov (1856, 244° = 1931, 214^) wird 
durch Mon. bestátigt, nicht hingegen seine ebenfalls evident notwendige 
Änderung von xee- in óxo0£osic (1856, S. 244? = 1931, S. 214°). Bestäti- 
gung findet Zachariae dann wieder am Anfang des übernächsten Satzes 
(1856, S. 244° = 1931, S. 215!), während sein folgender, ohnehin wohl nicht 
zwingender Vorschlag durch den Monacensis nicht gestützt wird. Zur 
Heilung der nächsten von Zachariae konstatierten Korruptel (1856, S. 
244° = 1931, S. 215°) trägt der Monacensis nichts bei. Bei seiner folgenden 
textkritischen Entscheidung ist Zachariae auf halbem Wege stehen geblie- 
ben: Überliefertes é&xnosíav (Laur.; àxooíav Mon.) ist hier sicherlich in 
àzxtupíav (und nicht in Ennoeıav) zu ändern, zumal da ósxeipíav auf 
B.9.1.1 pr. anspielt. Am Anfang der Nachfrage des ego der Peira wollte 
Zachariae wipov statt pepe lesen, Matses 1959, 362, stattdessen hinter 
yevéoða das Wort onueíootv ergänzen, während Gkines 1958, S. 257, ei- 
nen Korrekturbedarf zu Unrecht verneint hatte. Matses’ Konjektur erfährt 
nun eine Stütze durch den Monacensis, in dem die betreffende Passage 
Epepe(!) vuxóv yeveodaı onteiworc(!) lautet. Im weiteren Verlauf des Sat- 
zes folgen im Monacensis auf xargòv noch die Wörter En’ ójqoréoatg 
onnewwoeor. Ob sie auf den wenig erleuchteten Peiraverfasser oder auf 
einen „mitdenkenden“ Kopisten zurückgehen, wird sich kaum klären las- 
sen. - Die von Weiß 1973, 125”, eigenständig vorgeschlagenen Eingriffe 
in den Text verbessern diesen nicht. 

Kommentar: Nur wenige Kapitel der Peira sind so häufig traktiert 
oder erwähnt worden wie dieses, in dem es um den (Schein-) Widerspruch 
zwischen B. 7.1.18 (N. 125.1) und B. 9.3.36 (D. 42.1.36)° geht. Monnier 
1915, 139-141, hat eine französische, Weiß 1973, 125f., eine deutsche 
Übersetzung vorgelegt, Lipšic 1981, 170, einen längeren Passus ins Russi- 
sche übertragen. Der Exegese durch Simon 1984, 354f., ist hier nichts hin- 
zuzufügen. - Daß der (auch in P. 16.9 [wo 6 Oqovóàg konjiziert werden 
muß] und 19.5 begegnende) Ophrydas derselbe sei, gegen den Psellos’ Rede 


6. Warum SCHELTEMA/VAN DER WAL die von der direkten Basilikenüberlieferung 
gebotene Lesart &AAXov trotz des „plurium“ der Digesten gegenüber der auch im Kom- 
mentar der Ecloga Basilicorum zu B. 7.2.18 und zu B. 9.3.39 indirekt bezeugten Lesart 
xAttóvov (242/18 bzw. 401/9) bevorzugt haben, ist unerfindlich. 
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zur Verteidigung des Ioannes Xiphilinos gerichtet ist (Or. for. 3 Dennis), 
hat bereits Monnier, a. a. O., vermutet. 

51.17 Aus dem, was andere mündlich oder schriftlich miteinander 
vereinbaren, darf einem Dritten kein Schaden erwachsen. Und zwar wur- 
de dies im Fall des metrötes entschieden. Dessen Gegner nämlich legte auf 
den anhängigen Rechtsstreit bezogene Vereinbarungen anderer Personen 
vor, und der Richter führte in seinem Votum folgendes aus: Aus dem, was 
andere untereinander mündlich oder schriftlich vereinbart haben, darf, 
wie das Gesetz sagt, dem metretes kein Schaden entstehen. Wenn jedoch 
jemand eine von ihm selbst stammende Beweisurkunde verwendet, ist er 
genötigt, der Gerechtigkeit halber auch die gegen ihn gerichteten Passagen 
zu akzeptieren. 

Textkritik: Im letzten Satz ist eine Textverderbnis offenkundig. Die- 
ther Roderich Reinsch hat (mündlich) vorgeschlagen, Aöyw statt Aöyoız zu 
schreiben - ein Eingriff, der nicht zuletzt durch seine Geringfügigkeit be- 
sticht. 

Kommentar: Die Unwirksamkeit von Vereinbarungen zu Lasten 
Dritter wird in byzantinischen Rechtstexten sehr häufig statuiert; siehe 
etwa B. 11.2.3 (D. 2.15.3) mit schol. Ca 4, Synopsis Basilicorum (maior) A 
27 schol. a sowie den Kommentar der Ecloga Basilicorum zu B. 2.3.73.4 
(115/27 mit weiteren Nachweisen). - Ein petontýs begegnet auch in 
P.18.6. Nach dem Traktat des Philotheos unterstanden die netentai dem 
xaptovAäpıog Tod caxeAA(ov (121? Oikonomides). Ihre Funktion ist un- 
bekannt und darf sicherlich nicht ohne weiteres aus ihrem Titel („Vermes- 
ser“) erschlossen werden. 

51.18 Ein Richter braucht einem vorher ergangenen Urteil nicht zu 
folgen, sondern muß prüfen, was die Gesetze vorschreiben, und entspre- 
chend entscheiden. So Buch 9, Titel.... 

Kommentar: Es handelt sich um eine sicherlich intentionale, aber nur 
geringfügige und nicht sonderlich geschickte Umformulierung der in Kapi- 
tel 33 noch einmal wörtlich zitierten Basilikenstelle (B. 9.1.79 [C. 7.45.13]). 

51.19 Diejenigen, die Rechtsstreitigkeiten mit abgekürzter Protokol- 
lierung untersuchen, müssen ein schriftliches Endurteil abgeben, welches 
ihr Votum zum Ausdruck bringt, sagt Buch 7, Titel 1. Und es gibt eine 
Novelle des Herrn Leon, welche festlegt, daß die Richter durch ihre Unter- 
schriften bestätigte Urteile ausfertigen lassen müssen. 

Textkritik: Entsprechend B.7.1.7 (N.82.5) muß es xaxà <napa>on- 
neiworv heißen. 
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Kommentar: Zum abgekürzten Verfahren siehe Steinwenter 1959, 
insbes. 314-316. - Im zweiten Satz ist Leons Novelle 45 gemeint. 

51.20 Wenn ein Urteil nur mündlich ausgesprochen, nicht aber zu- 
nächst schriftlich abgefaßt und dann verlesen wird, ist es ungültig (B. 
9.1.66 [C. 7.44.3]). 

51.21 Alle vor Gericht gemachten Zeugenaussagen oder dort abgege- 
benen Erklárungen kónnen, sofern sie vor Beisitzern und - wie das Gesetz 
sagt - unter Wahrung der «Amts»würde und der Vätersitte erfolgt waren, 
auch nach dem Tod des Richters, der die Zeugenaussagen und Erklärun- 
gen akzeptiert hatte, zur Prüfung vorgetragen werden und Glauben finden, 
weil sie erneut durch die Zeugen und von Seiten der Beisitzer und der Zu- 
hórer Bestátigung erhalten kónnen. Alle übrigen von den Richtern ge- 
machten Notizen werden, soweit sie nicht (durch Unterschrift) vervoll- 
stándigt wurden, nach deren Tod nicht akzeptiert, wenn sie vorgelegt 
werden. Und zwar entschied dies der Magistros im Prozeß des Kapelabes. 
Der Patrikios und Quästor Petros hatte nämlich die Untersuchung in dem 
Prozeß geführt und war gestorben, ohne ein Urteil gefertigt zu haben; spä- 
ter war der Prozef geprüft worden, und die Notizen waren von seinem 
(des Petros) notarios vorgelegt und von dem Patrikios Baasakios und dem 
Patrikios und Eparchen Leon akzeptiert worden. Als die Untersuchung 
dann im Wege der Appellation vom Magistros erneut geprüft wurde, ak- 
zeptierte dieser die Notizen dieser Art überhaupt nicht, sondern verwarf 
das Votum der Patrikioi. Er führte die oben abgeschriebenen Gesetze an 
und fügte folgende Begründung hinzu: Uns aber ist es nicht gestattet, uns 
auf von Toten stammende Beweise zu stützen, die weder durch Unter- 
schrift noch durch Siegel des Dahingeschiedenen beglaubigt sind. Dies 
wäre nämlich unvernünftig und würde große Verwirrung bewirken, wenn 
den Schnellschreibern der Richter oder den Briefschreibern (denn auch 
diese Zunft hat sich bei einigen der Eparchengerichtshófe eingeschlichen) 
die Erlaubnis gegónnt würde, Notizen vorzulegen und wem sie wollen 
recht zu geben und wohl gar noch gesetzwidrige Schriftstücke (vorzule- 
gen) und (dadurch) dem Leumund ihrer (verstorbenen) Vorgesetzten 
Schande zuzufügen. 

Textkritik: Vor tõv éxooatóv ist das x in der Edition überflüssi- 
gerweise wiederholt worden. Zachariä hat napayeypappe£vovg in zxooye- 
YOOUUÉvOvG verbessern und auf Kapitel 18-20 beziehen wollen. Die obige 
Übersetzung folgt dieser Konjektur; allerdings ist zu bedenken, daß wir 
über das ursprüngliche ,Layout* der Peira nichts wissen. Davon unab- 
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hängig ist Kapitel 18 nicht unmittelbar einschlägig. Auf ein Druckverse- 
hen (wenn nicht doch ausnahmsweise eine Korrektur) in der Ausgabe der 
Zepoi - Enapxıarwv statt £xapyuxóov - hat Gkines 1958, 250, hingewie- 
sen. Wie bereits Zachariä im Index memorabilium seiner Ausgabe ange- 
deutet hat, verbirgt sich hinter xasııyaßf) (Genitiv) in P. 14.12 vermutlich 
derselbe Beiname, der hier (ebenfalls im Genitiv) als xaxAóf auftaucht; 
móglicherweise handelt es sich sogar um dieselbe Person. Mit Lambda be- 
gegnet der Name auch zweimal in einer Lavra-Urkunde (Nr. 70 [Lemer- 
le/Guillou/Svoronos/Papachryssanthou] Z. 48 und 51 [Zeugensignaturen]) 
aus dem Jahr 1240 sowie dreimal (dieselbe Person bezeichnend) in einer 
Chilandar-Urkunde (Nr. 112 [Petit] Z. 30f. des „resume initial“ sowie Z. 55 
[Text] und 137 [Signatur]) aus dem Jahr 1327. 

Kommentar: Im ersten, besonders ausführlichen, für unsere Begriffe 
überflüssigen ersten Teil des „Leitsatzes“ überrascht das Versatzstück aus 
B. 2.1.11 (D. 1.1.11). Ein ganz ühnlicher Fall wird in Kap. 31 geschildert. - 
Ein Patrikios Baasakios (bzw. Basaakios) taucht auch in P.36.23, 42.17 
und 66.28 auf; KaZdan 1975, 135, hat auf Grund des Namens (< Vasak) 
armenische Herkunft vermutet. Die Identifizierung des Patrikios und 
Eparchos Leon mit dem gleichnamigen Inhaber des von Laurent 1981, 
556, unter Nr. 1016 publizierten Siegels hat Cheynet 1984, 527 in Erwá- 
gung gezogen. 

51.22 Der Magistros sagte: Es gibt ein Gesetz, nach welchem die Ur- 
teile eher milder als strenger ausfallen sollen, und ein anderes Gesetz be- 
sagt, daß die Richter von den gesetzlich vorgeschriebenen Strafen nicht 
abweichen dürfen. Wie aber kann ein Richter das Urteil mildern, wo vom 
Gesetz ein strenges vorgesehen ist? Und er legte den Wortlaut folgender- 
maßen aus: Auf Fälschung steht vollständige Konfiskation usw., und ein 
Richter, der einen Fälscher vor sich hat, kommt nicht darum herum, ein 
entsprechendes Urteil zu fällen. Auf Quasifälschung steht eine bestimmte 
Buße, ebenso aber auch auf Diebstahl. Nun liegt eine Quasifälschung vor, 
wenn der Schuldner den Schuldschein wegnimmt und durchstreicht, und 
wer den von ihm ausgestellten Schuldschein wegnimmt und durchstreicht, 
unterliegt eigentlich der Strafklage wegen Quasifälschung. Der Richter 
jedoch, der eher ein milderes als ein strengeres Urteil fällen will, verurteilt 
den, der den Schuldschein weggenommen hat, nicht wegen Fälschung, 
sondern wegen Diebstahls. Beide Delikte nämlich beinhalten, auch wenn 
sie mit unterschiedlichen Strafen bedroht sind, dasselbe Vergehen gegen- 
über dem Gläubiger, der die Urkunde hat. Wenn der Richter dieser Rechts- 
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regel folgt und, wo er zwei Strafen - eine schwere und eine leichtere - vor 
sich hat, vorzugsweise der leichteren zuneigt, ist sein Urteil als gesetzmä- 
Dig zu betrachten. 

Textkritik: Im letzten Satz des Kapitels hat Zachariä zweimaliges 
7zooctéoav stillschweigend in npaot£opav korrigiert. 

Kommentar: Eine deutsche Übersetzung dieses Kapitels hat bereits 
Weiß 1973, 127£, vorgelegt. - Ohne daß das Wort évavtioq veia fiele, 
geht es um einen Scheinwiderspruch zwischen B. 60.51.39 (D. 48.19.42) 
und B. 60.51.11 (D. 48.19.11). Der Magistros (Eustathios) hatte diesen Wi- 
derspruch offenbar dadurch hinwegerklärt, daß ein Richter ein und den- 
selben Sachverhalt, nämlich das Entwenden und Durchstreichen einer 
Schuldurkunde, unter zwei verschiedene Tatbestände, nämlich Quasifäl- 
schung und Diebstahl, subsumieren könne. Die überlieferte Formulierung 
des Peira-Kapitels ist äußerst unglücklich, da sie den Eindruck erweckt, 
die Quasifälschung sei ein tertium und hinsichtlich der Strafe eher dem 
Diebstahl als der Fälschung benachbart. Nach B.60.10.1.13 (D.48.10.1.13) 
stand jedoch auf Fälschung und Quasifälschung die Kapitalstrafe, wäh- 
rend (einfacher, nicht qualifizierter) Diebstahl auch in mittelbyzantini- 
scher Zeit nach Ecloga 17.11 und Prochiron 39.54 grundsätzlich nur die 
poena dupli nach sich zog. 

51.23 Buch 23, Titel 3, Kapitel 19: Verzug liegt vor, wenn er gegen- 
über dem Gläubiger, seinem Rechtsbeistand oder gegenüber seinem Ge- 
schäftsführer stattfindet, und er wird nicht als durch Freie vermittelbar 
betrachtet. Wenn nämlich jemand, der meine Geschäfte führt, denjenigen 
ergreift, der mir etwas gestohlen hat, so verschafft er mir die Klage aus 
offenkundigem Diebstahl; desgleichen macht mein Rechtsbeistand, indem 
er denjenigen, der mir einen Sklaven stipuliert hat, mahnt, die Klage we- 
gen drohenden Schadens für mich zu einer dauerhaften (B. 23.3.24.1-2 [D. 
22.1.24.1-2]). 

Kommentar: Ein Grund für die Einreihung dieses Kapitels in den Ti- 
tel über Richter läßt sich nicht entdecken. Die Übersetzung folgt dem Ba- 
silikentext; der überlieferte Peiratext weist drei Exhellenisierungsfehler 
auf; siehe dazu den apparatus criticus der Groninger Basilikenausgabe. 

51.24 Die Ufer stehen allen zur Verfügung. Deswegen auch erwerbe 
ich an dem, was ich dort baue, in derselben Weise Eigentum wie an dem, 
was ich erjage. Wenn dann das Gebäude einstürzt, wird das Ufer wieder 
Gemeineigentum. Und Titel 1 der Institutionen: Nach Naturrecht gehóren 
das Meer und die Meeresufer allen Menschen gemeinsam, und deshalb 
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darf niemand am Zugang zum Meeresufer gehindert werden, der es betre- 
ten oder ein Schiff dort landen lassen móchte, wobei er sich freilich von 
den Siedlungen, d.h. den Wohngebüuden und den dort befindlichen 
Grabmälern oder (sonstigen) Gebäuden fernhalten soll; diese nämlich ge- 
hören nicht allen Menschen gemeinsam. Alle Flüsse und Binnengewässer 
aber sind publik, d.h. sie gehören dem römischen Volk; deswegen steht 
auch der Fischfang allen frei usw. - Eine solche Auslegung nahm auch der 
Magistros in dem Prozeß zwischen den (Bischöfen) von Germé und Baris 
vor, indem er sagte: Wenn auch die Flüsse öffentlich sind, so gehören ihre 
Ufer doch dem Anlieger, und dieser darf an ihnen bauen und die Passan- 
ten aussperren und am Durchgang hindern. Er hat also sein eigenes Recht 
und Eigentum am Ufer. 

Textkritik: Vor óxy0av wollte Matses 1959, 362, zunächst ai ergänzen, 
schlug dann 1966, 210-211, vor, ai statt un zu schreiben und auf die Er- 
gänzung des àAAà durch Zachariä zu verzichten - eine ökonomische und 
sprachlich wie sachlich befriedigende Konjektur. 

Kommentar: Zur Partikelkombination &AX' oov ye vgl. Denniston 
1970, 442 und 444. - Das Zitat aus Theophilos' Institutionenparaphrase 
2.1.1-2 ist stark gerafft und leicht retuschiert. - Die Bischófe von Germe 
und Baris waren Suffragane des Metropoliten von Kyzikos (Hellespontos). 

51.25 Ein Richter darf Frauen nicht zum Erscheinen (vor Gericht) 
veranlassen. Und zwar urteilte so der Magistros. Als sich nämlich der Ka- 
tanankes beschwerte, daB der Gouverneur der Peloponnesos seinen Bruder 
wegen Entführung in Haft halte, und beantragte, diesen und diejenigen, 
die gegen ihn prozessieren wollten, herbeikommen zu lassen, darüber hin- 
aus aber beantragte, auch die angeblich entführte Frau mit erscheinen zu 
lassen, gab der Magistros in allen anderen Punkten dem Antrag statt, die 
Anreise der Frau jedoch erschien ihm beschwerlich und von den Gesetzen 
untersagt; und deshalb ließ er sich nur durch eine kaiserliche Anordnung 
zur Durchführung bestimmen, wobei der Katanankes Sicherheit leisten 
mußte, daß er, wenn die Frau herkäme und bestätigte, daß sie entführt 
worden sei, in eigener Person an die Partei der Frau die gesamte Buße für 
das Verbrechen entrichten werde, wobei er in Geld auch die Beschwernisse 
und Ausgaben der Frau entgelten solle. 

Textkritik: Gkines 1958, 257, hatte vorgeschlagen, im ersten Satz 
öıwäinovg anstelle von ÖLaEinovg zu schreiben und im anschließenden Fi- 
nalsatz 0xoo»f in oxoo1f zu ändern sowie überliefertes 6xAdoeıc nicht in 
XAÓotic - so Zachariäs Vorschlag -, sondern in öyAnoeıg zu ändern. Mat- 
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ses 1959, 362, hat unter stillschweigender Billigung der letztgenannten 
Konjektur die ersten beiden Vorschläge zu Recht zurückgewiesen Zur 
Bedeutung von tátog siehe die zahlreichen Belege im Lexikon zur By- 
zantinischen Gräzität (LBG) sowie van der Wal 1998, 166°. 

Kommentar: Von einem Verbot, Frauen (von auswärts?) vor Gericht zu 
laden, ist im byzantinischen Recht nirgendwo ausdrücklich die Rede. Mógli- 
cherweise hatte Eustathios mit der Novelle 48 von Leon VI. argumentiert, 
welche das Geschäfts- (und das Prozeß-?)zeugnis von Frauen untersagt; siehe 
dazu Simon 1969, 241f., Simon 1987, 573^, und Fögen 1989, 26. 

51.26 Das Gesetz tut manchen auch gegen ihren Willen Gutes. Wenn 
nämlich jemand einen zur Anlage einer Fischfangvorrichtung geeigneten, 
jedoch nicht ausreichend ausgedehnten Platz besitzt, ein anderer aber, der 
eine nahe Grenze hat, die Aufstellung verbietet, sagt das Gesetz, daß es ein 
Zeichen von Bosheit ist, dem Nachbarn aus Neid nicht zu gestatten, einen 
Nutzen zu ziehen; und deshalb wird er gezwungen, die Anlage zu dulden, 
und er soll von dem Gewinn aus der Fischfangvorrichtung die Hälfte er- 
halten, auch wenn er nur geringen Raum hat (d.h. zur Verfügung stellt). 

Textkritik: Auf ein in der Ausgabe der Zepoi getreulich reproduzier- 
tes Versehen der Ausgabe von Zachariä (p8ov@ statt q0óvqo) hat Gkines 
1958, 257, hingewiesen. 

Kommentar: Pauschale Angaben von Zachariä 1892, 21799, hat 
Trapp 1966, 331, dahingehend präzisiert, daß das Peirakapitel auf Leons 
Novellen 102 und 103 Bezug nehme. Zu den epochai in realienkundlicher 
Hinsicht siehe Kukules 1948, 33f. (wiederholt 1952, 336f.) und Dagron 
1995, 60f. Einen Überblick über die einschlägigen byzantinischen Rechts- 
quellen gibt Troianos 2000. - Ein Grund für die Einordnung des Kapitels 
in den Titel „über Richter“ ist nicht ersichtlich. 

51.27 Buch 7, Titel 3, Kap.2: Wenn die Klage wegen Herausforderung 
der Erbschaft erhoben wird, ist der Richter verpflichtet, jedwedes Problem, 
das womöglich außerhalb (des eigentlichen Prozeßgegenstandes) auftaucht 
und für diese Klage von Bedeutung ist, zu lösen. Ich spreche nicht von 
dem Fall, daß ein Provinzgouverneur entscheidet, der ohnehin auch über 
Statusfragen entscheiden darf, sondern von dem Fall, daß ein Richter, der 
eine Statusfrage, wenn sie dem Prozeß originär zugrundegelegen hätte, 


7. Im LBG ist das Lemma öwwWEunog zu streichen, da sich der erste Beleg durch 
die Edition der Collectio tripartita von VAN DER WAL / STOLTE (Groningen 1994), der 
zweite, wohl ohnehin nur versehentlich stehengebliebene, durch die Chomatenos- 
Ausgabe von PRINZING (Berlin/New York 2002) erledigt. 


Peira 51. Übersetzung und Kommentar 21 


nicht hätte entscheiden dürfen, eine solche Frage durchaus behandeln 
muß, wenn sie im Rahmen einer Erbschaftsklage auftaucht; das Urteil 
wird nümlich nicht über den Status, sondern über die Erbschaft ergehen 
(B. 7.3.33 [C. 3.8.1]). 

51.28 Unter dem Vorwande neuer, nachträglich aufgetauchter Ur- 
kunden die Urteile abzuándern, ist ein schlechtes Vorbild. Suche die Ge- 
setze. 

Kommentar: Es überrascht nicht, daß das vorliegende Kapitel in der 
Sekundárliteratur offenbar noch nie erwähnt, geschweige denn behandelt 
worden ist. Der in der obigen Übersetzung nicht wiedergegebene Anfang 
ist der Sache nach unverständlich. Die abschließende Aufforderung, die 
Gesetze zu suchen, ist in der Peira singulär. Der weite Abstand von Kapi- 
tel 8 spricht dagegen, daB es sich um denselben Fall handelt; zudem ist 
dort von der Initiative einer Partei die Rede, während hier eher der Ein- 
druck erweckt wird, der urteilende Richter werde von sich aus aktiv. 

51.29 Wer einen Richter ablehnen will, dem werden 18 Tage Überle- 
gungsfrist gewährt, innerhalb derer er darlegen muß, daß dieser sein Feind 
sei, daß er ihm unliebsam sei, und das übrige, was im Gesetz steht. Es gibt 
aber auch ein anderes Gesetz, welches sagt: Jeder Richter, der Gerichtsvor- 
sitzender ist oder andere Amtsgewalt ausübt, hat die Jurisdiktion über die- 
jenigen, die zustimmen und sich unterwerfen; es stimmt aber derjenige zu, 
der weiß, daß er nicht seiner Jurisdiktion unterliegt. Wenn er nämlich irr- 
tümlicherweise der Meinung war, der Jurisdiktion zu unterliegen, in der 
Person (des Magistrats) irrte oder wenn der Prätor ihn gegen seinen Wi- 
derstand zwang, ist die Jurisdiktionsbefugnis gegen ihn nicht gegeben. So 
Buch 7, Titel 5, Kapitel 2 (B. 7.5.1-2 pr. [D. 5.1.1-2 pr.]). Dieses Gesetz 
wandte der Magistros in einer Urteilsbegründung an, als er dem Prátor 
Unrecht gab, der als Richter die Frau des Anemas vor sein Gericht gezo- 
gen hatte, um einen Prozeß wiederaufzunehmen, der bereits vom Ma- 
gistros selbst entschieden worden war, als er noch Quästor war. Und ich 
fragte: Wie ist das zu verstehen? Nach dem einen Gesetz unterliegt der 
Richter, der eine Person ohne deren Einwilligung vor (sein) Gericht zieht, 
der Klage wegen Gewalt, und es besteht keine Jurisdiktionsbefugnis des 
Richters gegen diese Person. Nach dem anderen Gesetz dagegen wird dem- 
jenigen, der einen Richter ablehnt, eine 18tágige Überlegungsfrist einge- 
räumt, und wenn er nicht innerhalb dieser Frist einen guten Grund vor- 
bringt, der ihn von diesem Richter befreit, ist er genótigt, sich vor diesem 
einzulassen. Und der weise Magistros gab folgende Erläuterung: Die Be- 
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ziehungen zwischen den Menschen und ihren Richtern sind vielfáltig. Ei- 
nige Menschen befinden sich bei Hof und unterstehen der Jurisdiktion der 
Palastgarde und des Protovestiarios; andere fahren zur See und unterste- 
hen dem Parathalassites. Die Matrosen unterstehen dem Drungarios (der 
Flotte), die Gewerbetreibenden dem Eparchen, für Testamentssachen 
schlieBlich ist der Quástor zustándig. Wenn nun jemand einen Rechts- 
streit zur Anfechtung eines Testaments führen will und seinen Gegner 
dazu vor den Eparchen bringt, der Gegner aber nicht (auf den Umstand) 
aufmerksam wird und der Eparch ein Urteil gegen ihn fällt, so ist diese 
Jurisdiktion unwirksam. Desgleichen vermag, wenn jemand wegen verbo- 
tener Purpurverarbeitung oder wegen eines anderen Gewerbes Klage er- 
hebt und seinen Gegner vor den Parathalassites bringt, die Jurisdiktion 
des Parathalassites in dieser Sache nichts. Und das gleiche gilt in den an- 
deren Fállen. Wenn aber jemand einen anderen, der keiner (bestimmten) 
Magistratur untersteht, bei einem beliebigen Richter wegen einer Forde- 
rung verklagt, der Beklagte aber den Richter ablehnen will, dann wird das 
andere Gesetz wirksam, nach welchem demjenigen, der ablehnen will, 18 
Tage eingeräumt werden, innerhalb derer er nachweisen muß, daß der 
Richter ihm unliebsam, sein Feind oder des Gegners Freund sei, oder ei- 
nen der übrigen Ablehnungsgründe, er andernfalls von ihm auch gegen 
seinen Willen vor Gericht gezogen wird und die ihm auferlegte Verpflich- 
tung gegenüber seinem Gegner erfüllt, wobei er die Berufungsfrist als 
Rechtsbehelf hat. Als „unliebsam“ bezeichnete er den Richter, der jähzor- 
nig, aufbrausend oder áhnlich ist. 

Textkritik: In dem Satz zwischen dem Basilikenzitat und der Frage 
des Peiraverfassers ist (va Aaßn in iv’ avaraßın zu verbessern. Weiter un- 
ten hat Zachariä an überliefertem uvnotevOr] zu Recht Anstoß genommen, 
mit dem unbelegten auvnotnO7) den Text aber nicht geheilt. 

Kommentar: Es geht um den Unterschied zwischen Befangenheit und 
mangelnder Zustündigkeit von Richtern. Die Ablehnung wegen Befan- 
genheit regelt B. 7.12.9 (N. 53.3.1, a. 537). Dort - wie übrigens auch in B. 
7.4.1 (N. 96.2.1, a. 539) - betrágt die Rekusationsfrist allerdings 20 Tage; 
vgl. auch Rhopai X 2 (Sitzia). Es ist kaum glaublich, daß Eustathios das 
nicht gewußt haben sollte oder daß er gar in laienhafter Manier den ersten 
und den letzten Tag der Frist abgezogen habe. Wenn man dennoch zógert, 
den überlieferten Peiratext zu korrigieren, so deswegen, weil die „falsche“ 
Lesart w|' innerhalb des umfangreichen Kapitels dreimal auftaucht. Zu 
dem anderen, wórtlich zitierten Gesetz wird eine Reihe von Beispielen 


Peira 51. Übersetzung und Kommentar 23 


gegeben, wobei auffällt, daß nicht zwischen persönlich und sachlich be- 
gründeter Zustándigkeit unterschieden wird. - Für die in Kap. 30 noch 
einmal wiederholte Aussage, daß der unzuständig tätig werdende Richter 
wegen Gewalt (Bia, vis) verurteilt wird, finden sich andernorts keine aus- 
drücklichen Belege. 

51.30 Jedermann, der von jemandem vor Gericht geladen wird, muß 
dort erscheinen und darf erst dann die Einreden vorbringen. Wenn der 
Richter die Einrede (des Gerichtsstandes) ignoriert und ihn (zur ProzeB- 
führung) nótigt, dann wird die Jurisdiktion dieses Richters, also Urteil 
oder Strafe, gegen den Beklagten nicht wirksam, vielmehr unterliegt der 
Richter der Klage wegen Gewalt. Wenn aber derjenige, der vor Gericht 
geladen wurde und eine Einrede hat, sich nicht weigert und die Einrede 
nicht vorbringt, dann unterliegt der Richter, auch wenn er den seiner Ju- 
risdiktion nicht Unterstehenden bestraft, der Klage wegen Gewalt nicht. 

Textkritik: Matses 1959, 362, hatte zu diesem Kapitel zwei Korrektu- 
ren vorgeschlagen; den einen Vorschlag hat er 1966, 211, selbst widerru- 
fen, der andere erledigt sich insofern, als der codex Laurentianus in der 
Apodosis des letzten Satzes ó&xéA0y bietet, wo in der Ausgabe versehent- 
lich àxe105 gedruckt ist. 

Kommentar: Zum Einleitungssatz vgl. B. 7.5.5 (D. 5.1.5). 

51.31 Der Patrikios und Konsul Bardas hatte ein Urteil geschrieben; 
danach führte der Patrikios und Eparchos Nikolaos eine Untersuchung 
über denselben Rechtsstreit durch, kam aber nicht dazu, ein Urteil zu 
formulieren, sondern nach seinem Tod fand sein Sohn, der Protospatharios 
Michael, die Notizen seines Vaters, ließ Auszüge daraus herstellen, unter- 
schrieb und siegelte sie und übergab sie an den verhandelnden Richter. 
Der Magistros jedoch akzeptierte dies nicht und gab folgende Begrün- 
dung: Weder hätte der Patrikios Nikolaos ohne kaiserliche Anordnung 
gegen ein vorher ergangenes richterliches Urteil vorgehen dürfen, noch 
hátte sein Sohn die nicht durch Unterschrift und Siegel des Vaters beglau- 
bigten Notizen einbringen dürfen; denn der Erbe ist nicht in gleicher Wei- 
se Erbe der Entscheidungen des Vaters wie des Erbteils. 

Kommentar: Ein ganz ühnlicher Fall war in Kap. (19-)21 geschildert 
worden. Wenn die Dublettierung einer Erklárung bedürfte, so kónnte man 
sie in der in beiden Fällen gegebenen Prominenz des Personals sehen. Au- 
Berdem wollte sich der Verfasser der Peira vermutlich die das vorliegende 
Kapitel beschlieBende rhetorische Preziose des Eustathios - der auf die 
Wörter onuevooópgevog Ötı folgende Teil des Kapitels folgt dem eustathia- 
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nischen Wortlaut vermutlich relativ eng - nicht entgehen lassen. — Für 
den Patrikios und Eparchos Nikolaos kannte Cheynet 1984, 52”, keinen 
weiteren Beleg. 

51.32 Jeder Richter muß den bestehenden Gesetzen folgen und darf 
diese weder abändern noch uminterpretieren. So notierte der Patrikios, 
wobei er die folgenden Gesetze zitierte. Es sagt Buch 2 Titel 1 Kap. 33: 
Man darf das, was eine offenkundige Bedeutung hat, nicht verändern (B. 
2.1.33 [D. 1.3.23]), noch darf man sich leichtfertig von der Bedeutung der 
Wörter entfernen. Und Kap. 29: In Fällen von Mehrdeutigkeit und Unge- 
nauigkeit bevorzugen wir die unanstößige Auslegung (B. 2.1.29 [D. 1.3.19]). 
Im Hinblick auf den Scheinwiderspruch aber sagt Kap. 36: Die früher ent- 
standenen Gesetze werden auch auf die später entstandenen bezogen (B. 
2.1.36 [D. 1.3.26]), und die jüngeren werden mit Blick auf die álteren aus- 
gelegt und verstanden, sofern sie nicht offensichtlich entgegengesetzt sind 
(vgl. B. 2.1.38 [D. 1.3.28]). 

51.33 Buch 9, Titel .., Kap. ... sagt: Die vorliegende Konstitution befiehlt, 
daß der Richter nicht einem anderen, vorgängigen Urteil folgen darf, sondern 
prüfen muß, was den Gesetzen entspricht, und dann sein Urteil abgeben muß 
(B.9.1.79 [C.7.45.13]). Und das kata podas der Konstitution: Kein Richter oder 
Schiedsrichter darf glauben, daß er auch nur in den gemäß consultatio (zu 
entscheidenden) Füllen dem zu folgen habe, was er für unrichtig erkennt, 
umso weniger den «sententiae» der erlauchtesten Eparchen oder der anderen 
obersten Amtstrüger. Denn wenn etwas nicht gut entschieden wurde, darf das 
nicht zu Fehlern anderer Richter führen, insoweit als nicht nach Vorbild, 
sondern nach Gesetz entschieden werden muß. 

Textkritik: Im letzten Satz des Kapitels weist die Edition zwei Versehen 
auf: Hinter ei bzw. et ist tv ausgefallen, und statt xata muß es voto heißen. 

Kommentar: Die Basilikenstelle war bereits in Kap. 18 paraphrasiert 
worden. - Zum kata podas, d. h. der wórtlichen Übersetzung, des Codex 
Iustinianus siehe Zachariä 1887; Berger 1952; van der Wal 1953, 49-63; 
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